
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Das Problem der anonymen Kindesabgabe 
 
 
Zusammenfassung der Stellungnahme 
 
 
 
 

Berlin, 26. November 2009 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kontakt:  

Deutscher Ethikrat 

Geschäftsstelle   Telefon: +49/30/20370–242 

Jägerstraße 22/23   Telefax: +49/30/20370–252 

D-10117 Berlin       E-Mail: kontakt@ethikrat.org 

 



2 

Das Problem der anonymen Kindesabgabe 

Seit 1999 wird in Deutschland von kirchlichen und anderen freien Trägern und Krankenhäu-

sern die Möglichkeit angeboten, ein Kind in einer Babyklappe anonym abzugeben. Daneben 

wird Schwangeren ermöglicht, ihr Kind mit medizinischer Betreuung anonym zur Welt zu 

bringen und anonym zurückzulassen. Die Babyklappen sollen verhindern, dass Neugeborene 

getötet oder ausgesetzt werden. Angebote der anonymen Geburt in Krankenhäusern sollen 

darüber hinaus Frauen, die ihre Mutterschaft geheim halten wollen, eine medizinisch begleite-

te Entbindung ermöglichen. Die Angebote anonymer Kindesabgabe sind allerdings ethisch 

und rechtlich sehr problematisch, insbesondere weil sie das Recht des Kindes auf Kenntnis 

seiner Herkunft und auf Beziehung zu seinen Eltern verletzen. Die bisherigen Erfahrungen 

mit den Angeboten legen zudem nahe, dass es nicht wahrscheinlich ist, Frauen, bei denen die 

Gefahr besteht, dass sie ihr Neugeborenes töten oder aussetzen, durch die Angebote über-

haupt zu erreichen. 

Es wird geschätzt, dass durch die Angebote seit deren Einführung mehr als 500 Kinder zu 

Findelkindern mit dauerhaft anonymer Herkunft wurden. 

Die öffentlichen Stellen der Kinder- und Jugendhilfe und die freien Träger sowie die Schwan-

gerschaftskonfliktberatungsstellen halten ein umfangreiches Angebot an wirksamen Hilfestel-

lungen für Frauen selbst in extremen Notlagen bereit. Bei diesen ist sichergestellt, dass insbe-

sondere dem Kind seine Herkunft und leibliche Familie nicht unbekannt bleiben. Allerdings 

werden diese Angebote nicht immer angenommen. 

Der Deutsche Ethikrat möchte mit den folgenden Empfehlungen dazu beitragen, dass den 

betreffenden schwangeren Frauen und Müttern in ihren Nöten und Konflikten so gut wie 

möglich geholfen wird, ohne die Rechte anderer, insbesondere ihrer Kinder, zu verletzen. 

Der Deutsche Ethikrat empfiehlt: 

1. Die vorhandenen Babyklappen und bisherigen Angebote zur anonymen Geburt sollten 

aufgegeben werden. Die Beendigung der Angebote zur anonymen Kindesabgabe sollte 

möglichst in einem gemeinsamen Vorgehen aller politisch dafür Verantwortlichen mit 

den betroffenen Einrichtungen bewirkt werden. 

2. Begleitend sollten die öffentlichen Informationen über die bestehenden legalen Hilfsange-

bote der freien Träger und staatlichen Stellen der Kinder- und Jugendhilfe und der Hilfen 

für Schwangere und Mütter in Not- und Konfliktlagen verstärkt werden. Des Weiteren 

sollten Maßnahmen ergriffen werden, um das Vertrauen in die Inanspruchnahme der le-

galen Hilfsangebote zu verbessern. Das vertrauensvolle Zusammenwirken der kirchlichen 

und anderen freien Träger mit den staatlichen Stellen der Kinder- und Jugendhilfe ist 

hierbei von besonderer Bedeutung. Folgende Ziele und Maßnahmen sind wichtig: 
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 Es muss besser bekannt gemacht werden, dass ein Rechtsanspruch auf anonyme 

Beratung über die möglichen Hilfen in Not- und Konfliktlagen besteht. 

 Es muss dafür gesorgt werden, dass die legalen Hilfsangebote für Schwangere und 

Mütter in Not (wie die vertrauliche Vermittlung einer Unterkunft in einer Mutter-

Kind-Einrichtung oder einer Pflegestelle für das Kind) zu jeder Tages- und Nacht-

zeit niederschwellig erreichbar sind. Dazu zählen beispielsweise die Einrichtung 

von 24-Stunden-Telefon-Beratung und die Online-Beratung durch Fachkräfte, die 

für diese Informations- und Beratungstätigkeit besonders geschult sind; die Daten 

zur Erreichbarkeit dieser Anlaufstellen sollten zum Beispiel in Arztpraxen, in öf-

fentlichen Verkehrsmitteln, an öffentlich frequentierten anderen Orten wie Äm-

tern und im Internet bekannt gemacht werden. 

 Die Stellen, die Beratung und Hilfe anbieten, sollten auch dann, wenn sie für die 

konkrete Fragestellung der Frau formal nicht zuständig sind, so miteinander ko-

operieren, dass sie ihr effektive und schnelle Hilfe vermitteln können. 

 Die freien und staatlichen Träger der Schwangeren-, Kinder- und Jugendhilfe soll-

ten wie bei der Jugendhilfeplanung (§ 80 SGB VIII) zur frühzeitigen Kooperation 

und Abstimmung ihrer Angebote verpflichtet werden. 

 eine fachkundige Beratung über Hilfsmöglichkeiten in Notlagen sowie eine psy-

chosoziale Beratung sollten auch in Geburtshilfeeinrichtungen effektiv verfügbar 

sein. 

 Es muss besser bekannt gemacht werden, dass die Hilfen in Not- und Konfliktla-

gen vertraulich wahrgenommen werden können und Schutz vor Gefahren durch 

Dritte bieten und dass die Geburt und die Abgabe eines Kindes in eine Pflegestelle 

oder zur Adoption dem Sozialdatenschutz und dem Adoptionsgeheimnis unterlie-

gen. 

 Die Entscheidung von Eltern, ihr Kind zur Adoption freizugeben, um dem Kind 

das Aufwachsen in einer stabilen eigenen Familie zu ermöglichen, ist als verant-

wortungsvoller Schritt zu respektieren. Die gesellschaftliche Akzeptanz solcher 

Entscheidungen muss gefördert werden. 

3. Zwar gilt in Notlagen mit unmittelbarer physischer Gefahr für Leben und Gesundheit von 

Mutter und Kind für die Dauer des Notstands die Legitimation des Notstandsrechts für al-

le, die zur Stelle sind und Hilfe leisten können. Auch darf die medizinische Betreuung ei-

ner Frau bei der Entbindung aufgrund der Hilfeleistungspflicht (§ 323c StGB) nicht ver-

weigert werden, selbst wenn sie ihre Identität nicht preisgibt. Vom Notstandsrecht und 

von der Hilfeleistungspflicht nicht gedeckt ist aber das von einem individuellen akuten 

Notfall unabhängige Angebot anonymer Kindesabgabe, wie es bei der Unterhaltung einer 

Babyklappe und dem öffentlich verbreiteten systematischen Angebot anonymer Geburten 
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der Fall ist. Auch nicht gedeckt ist die Unterstützung der Aufrechterhaltung der Anony-

mität nach Wegfall der akuten Notlage. Solche Angebote sollten daher nicht aufrechter-

halten werden. 

4. In jedem Fall einer anonymen Kindesabgabe sind folgende Mindestmaßnahmen zu ergrei-

fen: 

a) Unverzügliche Meldung des Kindes beim Jugendamt unter Mitteilung aller Umstände 

seiner Abgabe. 

b) Bestellung eines neutralen, von der Einrichtung, bei der die anonyme Kindesabgabe 

stattgefunden hat, unabhängigen Vormundes für das Kind. 

c) Adoptionsvermittlung eines anonym abgegebenen Kindes nur durch eine Adoptions-

vermittlungsstelle, die organisatorisch und personell getrennt ist von der Einrichtung, 

bei der das Kind abgegeben wurde. 

d) Rückgabe des Kindes an die Mutter/Eltern nur über das Jugendamt. 

5.  Schwangeren/Müttern, die es als notwendig erachten, ihre Mutterschaft vor ihrem sozia-

len Umfeld zu verbergen, die aber den Kontakt zu öffentlichen Stellen scheuen, weil es ih-

nen an Vertrauen in die lückenlose Geheimhaltung ihrer Identität mangelt, soll durch ein 

Angebot geholfen werden, das ihnen einen angemessenen Zeitraum größtmöglicher Ver-

traulichkeit zur Lösung ihrer Probleme im Rahmen einer Beratung und Begleitung sichert 

und die Belange des Kindes und des Vaters möglichst wenig und nur vorübergehend für 

einen möglichst kurzen Zeitraum beeinträchtigt. Zu diesem Zweck sollte durch Gesetz ei-

ne „vertrauliche Kindesabgabe mit vorübergehend anonymer Meldung“ ermöglicht wer-

den. 

Das zu schaffende Gesetz sollte folgende Kernelemente enthalten: 

a) Eine Frau, die sich vor, während oder nach der Geburt in der Betreuung einer dafür 

staatlich anerkannten Beratungsstelle befindet, kann verlangen, dass die nach §§ 18 bis 

20 PStG anzuzeigenden Daten für die Dauer eines Jahres ab Geburt des Kindes nur der 

Beratungsstelle und nicht dem Standesamt mitgeteilt werden. 

b) Die Beratungsstelle darf für die Dauer eines Jahres ab Geburt diese Daten an keinen 

Dritten weitergeben. Nur wenn die Frau ihr Kind zur Adoption freigeben möchte, darf 

und muss eine Weitergabe ihrer Daten an die Adoptionsvermittlungsstelle erfolgen. 

Die Adoptionsvermittlungsstelle darf die Daten keinem Dritten weitergeben. Ein Zu-

griff staatlicher oder privater Stellen auf die bei der Beratungsstelle oder der Adopti-

onsvermittlungsstelle vorhandenen Daten vor dem Ende der Geheimhaltungszeit ist 

ausgeschlossen. Die Geheimhaltung endet, wenn die Mutter die Geheimhaltung auf-

gibt oder das Kind zurücknimmt. 
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c) Die Beratungsstelle hat das Kind fristgerecht beim Standesamt als vorübergehend ano-

nym zu melden. 

d) Die Beratungsstelle hat die ihr bekannten persönlichen Daten der Mutter und des Va-

ters nach Ende der Geheimhaltungspflicht dem Standesamt nachzumelden, gegebe-

nenfalls mit einem Antrag der Mutter auf Eintragung eines Sperrvermerks. 

e) Die Beratungsstelle hat die Schwangere/Mutter umfassend über die für Notlagen be-

stehenden Hilfsmöglichkeiten für Mutter und Kind, wie Unterkunft in einem Mutter-

Kind-Haus, Inpflegenahme des Kindes, Möglichkeit einer Adoption sowie über die 

Rechte und Pflichten des Vaters und über das Recht des Kindes, seinen Vater zu ken-

nen, aufzuklären und auf die Benennung des Vaters hinzuwirken. Die Adoptionsver-

mittlungsstelle hat im Rahmen ihrer Beratungspflichten auf die Einbeziehung des Va-

ters in das Adoptionsverfahren hinzuwirken. 

f) Der Beschluss zur Adoption kann erst nach Ende der Geheimhaltungspflicht bzw. 

nachdem das Gericht Kenntnis von den Daten der Mutter/gegebenenfalls der Eltern 

erlangt hat, erfolgen. 

g) Über die bestehenden Regelungen des Adoptionsrechts hinaus soll das Gericht die 

Möglichkeit erhalten, die Einwilligung des Vaters zu ersetzen, wenn der Frau oder dem 

Kind durch die Einholung der Einwilligung des Vaters oder durch die Kontaktauf-

nahme mit dem Vater ein unverhältnismäßiger Schaden droht. Die Daten des Vaters 

sollten aber zur Sicherstellung des Rechts des Kindes auf Kenntnis seines leiblichen 

Vaters zumindest in den Adoptionsakten dokumentiert werden, es sei denn, der Vater 

bleibt im konkreten Einzelfall unbekannt. 

In einem ergänzenden Votum bringen zwei Ratsmitglieder zum Ausdruck, dass sie die Emp-

fehlungen des Rates, insbesondere die Angebote der anonymen Kindesabgabe aufzugeben, 

mittragen, die vom Rat vorgeschlagene gesetzliche Regelung für eine vertrauliche Geburt al-

lerdings nicht für erforderlich halten, weil das Ziel, Frauen zur Bewältigung ihrer Notsituation 

einen vertraulichen Schutzraum zu gewähren, bereits mithilfe der legalen, niederschwelligen 

Beratungs- und Hilfsmöglichkeiten erreicht werden kann. 

Eine Gruppe von sechs Mitgliedern formuliert ein Sondervotum, dass sie die Empfehlung, die 

bestehenden Angebote zur anonymen Kindesabgabe sofort oder schrittweise zu schließen, 

nicht mittragen können, da sie davon ausgehen, dass für den kleinen Kreis von Eltern und 

Frauen, die den Weg zu den Beratungsstellen nicht finden, das Angebot anonymer Kindesab-

gabe ein letzter Ausweg sein kann, der ihnen eine Alternative dazu aufzeigt, ihr Kind unver-

sorgt auszusetzen. 


